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Jahresbericht 2016  Editorial der Geschäftsführung Das VSEG-Geschäftsjahr 2016 stand ganz im Zeichen von neuen grossen Herausforderungen im Bereich der Steuer-, Sozial-, Bildungs- und Gesund-heitspolitik. Praktisch in sämtlichen Be-reichen, welche die Strukturen und die Finanzen der Solothurnischen Einwoh-nergemeinden massgebend beeinflus-sen, hatte der VSEG eine aktive Füh-rungsrolle einzunehmen. Der VSEG hat mit seinem Engagement die politische Landschaft in diesem Jahr im Kanton Solothurn massgebend geprägt. Neben der Umsetzung der neu inkraftgesetzten Instrumente wie NFA und HRM2 sowie der Ende 2015 angekündigten neuen Asylströme, welche auf die Schweiz zu-kommen sollten, beschäftigte sich der VSEG sehr stark mit den Auswirkungen zur Unternehmenssteuerreform III, der Neuordnung der Finanzierung der Son-derschulen, einer neuen Spitexorganisa-tion im Kanton Solothurn sowie der Um-setzung verschiedenster neuer Sozialre-formprojekte. All diese Reformprojekte haben eine Geschäftssumme von jähr-lich wiederkehrend rund 120 Mio. Fran-ken zu Lasten der Gemeinden. Mit ande-ren Worten setzte sich der VSEG mit seinem Engagement massgebend dafür ein, dass die Solothurnischen Gemein-den mit dem sich verändernden Umfeld und den übertragenen Neulasten nicht stärker belastet werden, sondern mit ge-zielten Entlastungsprojekten der Gestal-tungsspielraum für die Gemeinden er-höht werden kann. Wir sind überzeugt, dass die Qualität der gesamtheitlichen öffentlichen Dienstleistungen primär auf der kommunalen Stufe erbracht bzw. stattfindet und so die Weiterentwicklung 

des Kantons Solothurn mit seinen 109 Gemeinden zielgerichtet fortgeführt werden kann.  Nur gemeinsam sind wir stark! Der VSEG sieht sich bei sämtlichen Re-formprojekten jeweils damit konfrontiert, dass sich die sehr unterschiedlichen Regi-onsstrukturen im Kanton Solothurn und die damit verbundenen unterschiedlichsten Gemeindeinteressen (Kleinstgemeinden, Städte, finanzstarke und finanzschwache Gemeinden) jeweils in den individuellsten Bedürfnissen der Gemeinden wiederspie-geln. Spricht sich eine Lösung für eine Mehrheit der Gemeinden aus, dann kann sicher davon ausgegangen werden, dass eine Anzahl von Gemeinden unter den Re-formbemühungen leidet. Nichts desto trotz sind wir der Meinung, dass gerade mit dem neuen Finanzausgleich, welcher sich übri-gens anhand der ausgewiesenen Jahres-rechnungsabschlüssen der Gemeinden sehr positiv entwickelt hat, die notwendigen Ausgleichsgrundlagen geschaffen sind, damit die Strukturschwächen und –stärken der Gemeinden sehr gut ausgeglichen wer-den können. Ebenso sind mit der Umset-zung des HRM2 und den stetigen Bemü-hungen um Leistungstransparenz neue Möglichkeiten geschaffen worden, damit den Ansprüchen einer individualisierten Leistungsstruktur pro Gemeinde Rechnung getragen werden kann. FAZIT: Mit den im Jahr 2016 neu aufgegleisten notwendigen Reformprojekte – gerade im Sozial- und Gesundheitsbereich – können in der Ver-gangenheit falsch initiierte Strukturvorga-ben nun endlich korrigiert werden. Diese hochgesteckten Ziele können wir aber nur dann erreichen, wenn die Gemeinden ei-nerseits über die Zielsetzungen sehr gut in-formiert sind und andererseits dem VSEG die notwendige Unterstützung möglichst sämtlicher Gemeinden zugesichert wird. 
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Denn nur mit einer gemeinsamen Haltung sind die Gemeinden im Zuge der politi-schen Prozessentwicklung stark genug, sich in ihrem Interesse erfolgreich durch-setzen zu können.  Die VSEG-Geschäftsführungsphiloso-phie (Lead / Bestimmung / Mitbestim-mung) Wie im letzten Geschäftsbericht 2015 be-reits ausführlich dargestellt wurde, kommt die neue Geschäftsführungsphilosophie mit einer starken Einflussnahme in der Projekt-vorbereitung immer stärker zum Tragen. Der VSEG hat sich in den vergangenen Jahren vom eigentlichen Vernehmlas-sungsorgan zur geschäfts- und projektfüh-renden Organisation entwickelt. Mit dem auch im Jahr 2016 weiter angestiegenen Engagement der Geschäftsstelle und auch dem ausserordentlichen Engagement im Vorstand konnte erreicht werden, dass der VSEG die Zielsetzungen bei Reformge-schäften massgebend bestimmt oder zu-mindest mitbestimmt hat. Dadurch werden die Kräfte in die Lösungsfindungen und nicht in die politischen Abwehrhaltungen in-vestiert. Diese Vorgehensweise schont die Ressourcen beim Kanton wie aber auch bei den Gemeinden!  Informationskonzept Wir haben das Informationskonzept, wel-ches eine weitere Intensivierung der Infor-mationspolitik gegenüber den Gemeinden und den Kantonsräten vorsieht, erfolgreich weiterentwickelt. Im Berichtsjahr 2016 konnten 10 Newsletter und sieben VSEG-Standpunkte erarbeitet und den interessier-ten Kreisen zugestellt werden. Der VSEG-Newsletter wird von rund 800 politisch inte-ressierten Personen abonniert. Diese An-zahl zeigt uns, dass die VSEG-Aktivitäten interessieren und heute einem breiten Pub-

likum zugänglich gemacht werden können. Der VSEG-Standpunkt mit der Meinung des VSEG zu traktandierten Kantonsratsge-schäften, welcher jeweils kurz vor Sessi-onsbeginn sämtlichen Kantonsräten zuge-stellt wird, geniesst bei den Parlamentariern grossen Zuspruch. Die im Jahr 2015 installierte neue Homepa-ge ermöglicht es der Geschäftsstelle, einer-seits eine aktive Informationsplattform zu betreiben und andererseits die Bewirtschaf-tung der VSEG-Strukturen effizient zu füh-ren. Mit dem gemeinsamen Weg zwischen VSEG und VGSo wird auch signalisiert, dass man auf der politischen und verwal-tungstechnischen Ebene sehr gut zusam-menarbeitet. Die neue Website (www.vseg.ch) ist für Sie heute ein wertvol-les Informationsinstrument!  Wo sich der VSEG aktiv engagiert! Neben dem Vorstand sind die VSEG-Ver-treter in verschiedensten Fachkommissio-nen und Arbeitsgruppen tätig. Der VSEG ist in rund 70 (2015: 65 Institutionen) kantona-len und regionalen Institutionen, Kommissi-onen/Arbeitsgruppen sowie Fachverbänden aktiv. Die auf der Homepage www.vseg.ch aufgeschalteten Mandatsvertretungen be-stätigen dieses eindrückliche Engagement der VSEG-Vertreter. Wichtig dabei ist, dass alle Vertreter gut informiert sind, damit sie die Interessen der Einwohnergemeinden aktiv in die laufenden Projektarbeiten und in die Verbandstätigkeiten einbringen können. Das nach wie vor ansteigende Engagement der VSEG-Geschäftsführung hat sich auch im Berichtsjahr 2016 nochmals sehr stark in den Bereichen Erstberatung, Auskunftstelle und Vermittlerrolle zwischen Gemeinden und Kanton, Kanton und Gemeinden sowie Gemeinden und Zweckverbänden weiter-entwickelt. Mit diesem erhöhten Dienstleis-tungsangebot konnten sehr viele Fragen 
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ohne Streitigkeiten geklärt und Erneue-rungsprozesse vereinfacht werden.  Aktive Mitsteuerung und Mitbestimmung der Gemeinden Wie bereits im Berichtsjahr 2015 festgestellt wurde und sich nun auch im Jahr 2016 wiederum bestätigt hat, sind nach wie vor in einigen Aufgabenbereichen (Bau/Planung, Bildung, Gesundheit) zum Teil unklare Ver-antwortlichkeiten zwischen Kanton und Gemeinden vorhanden und bilden so eine schwierige und nach wie vor kostentreiben-de Situation für beide Seiten. Diesem Punkt haben wir auch im Geschäftsjahr 2016 ein besonderes Augenmerk gewidmet. Dies mit der klaren Zielsetzung, eine echte Aufga-bentrennung zwischen Kanton und Ge-meinden vorwärts zu treiben. Dies immer unter dem Aspekt, wer zahlt, der befiehlt auch! Mit der intensiven Informationstätigkeit ge-genüber den VSEG-Vertretern, den Ge-meinden und den Parlamentariern konnte aus unserer Sicht einerseits die Leistungs-transparenz und die damit verbundene Leistungsqualität erhöht und andererseits die Leistungsansprüche und die Zielset-zungen des VSEG bzw. der Gemeinden bekannt gemacht werden. Wir arbeiteten sehr stark darauf hin, dass der Gesetzge-ber die Gesetze so vorbereitet und informell darstellt, dass klar wird, wer zukünftige Las-ten tragen und wer für die Leistungsqualität verantwortlich sein wird. Für die Gemeinden und den VSEG bedeu-tet dies, dass man sich in Zukunft auch wei-terhin auf diesem Leistungsniveau zu en-gagieren hat. Gerade in den kostentreiben-den Bereichen wie Soziales, Gesundheit und Bildung ist es wichtig, dass jede Ge-meinde selbst – auch in regionalisierten und professionalisierten Strukturen – ihre Verantwortung wahrnimmt und auch aus-

übt. Gerade in den vielen Sozialreformpro-jekten, welche in den vergangenen Jahren vorbereitet und nun im Geschäftsjahr 2016 umgesetzt wurden, hat sich gezeigt, dass die Führungsrolle des VSEG-Vorstands und die Beharrlichkeit des VSEG-Geschäfts-führers den gewünschten Erfolg beigeführt haben. Die im Jahr 2015 teilweise noch in der Kritik gestandenen Reformprojekte im Sozialwesen (Vereinheitlichung der IT-Strukturen, Plafonierungsentscheid im Be-reich der arbeitsmarktlichen Massnahmen, Revision der Sozialverordnung etc.) konn-ten im Berichtsjahr 2016 erfolgreich umge-setzt werden. Dieser Erfolg ist mit Sicher-heit auch auf die sehr gute, neu intensivier-te Zusammenarbeit mit den operativen Fachverbänden bzw. –institutionen wie der Sozialregionenkonferenz und dem Schullei-terverband zurückzuführen.  Fazit: Die Gemeinden müssen sich in Zu-kunft weiterhin und zum Teil noch stärker mit der Leistungsausgestaltung sowie den Führungsstrukturen (Verantwortlichkeiten) von regionalisierten Betrieben auseinan-dersetzen. Der Einfluss und die Mitbestim-mung sind dort geltend zu machen, wo die Leistung erbracht wird. Das bedeutet, dass die Gemeinderäte gerade in den kommuna-len Leistungsfeldern (Soziales, Bildung, Gesundheit/Alter) Kompetenzen aufbauen und einsetzen, damit das Leistungsangebot aktiv nach den Vorstellungen der Gemein-den ausgeführt wird. In diesen Leistungs-feldern gestalten die Gemeinden gröss-tenteils das Angebot und die Leistungs-qualität!     
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Departement des Innern Die Zusammenarbeit zwischen dem VSEG und dem Departement des Innern, im Spe-ziellen mit dem Amt für Soziale Sicherheit, konnte im Berichtsjahr 2016 erneut intensi-viert und gesteigert werden. Es hat sich auch in diesem Jahr bestätigt, dass die en-ge Zusammenarbeit auf der operativen Führungsstufe (ASO – VSEG-Geschäftsführung) im Leistungsfeld Sozia-les unabdingbar ist. Jede Aktivität des Kan-tons im Sozialbereich beeinflusst im Nach-gang die kommunalen Strukturen. Aus die-sen Gründen ist die gemeinsame Zielrich-tung von zentralster Bedeutung. Der VSEG hat in verschiedensten Projekten im Sozial-bereich die Interessen der Gemeinden nicht nur vertreten, sondern aktiv mitgestaltet oder sogar selbstbestimmt. Der VSEG ver-tritt hier klar die Meinung, dass die bereits realisierten und auch noch folgenden Re-formbemühungen im Sozialbereich und die erfolgreiche Mitwirkung der Sozialregionen der verantwortliche Grund sind, dass der „Turnaround“ im Bereich der Sozialhilfekos-tenanstiege geschafft ist. Es werden jedoch wieder neue Herausforderungen – gerade im Migrationsbereich – auf die Gemeinden zukommen, die einerseits weitere Refor-men und andererseits ein gemeinsames Vorwärtsgehen bedingen. Neben der Umsetzung der Vereinheitli-chung der IT-Strukturen in den Sozialregio-nen und dem Amt für Soziales hat vor allem die Neustrukturierung des Bereichs „Ar-beitsmarktliche Integrationsmassnahmen“ eine deutliche Effizienz- und Qualitätsstei-gerung in das Sozialwesen hineingebracht. Mit diesen beiden Schlüsselprojekten konn-te erwirkt werden, dass die Sozialausgaben auf rund 98 Mio. Franken stabilisiert werden konnten. Eine Weiterführung der frühe-ren intransparenten Sozialpolitik hätte zur Folge gehabt, dass die Gemeinden gegen Ende 2016 prognostiziert rund 

110 Mio. hätten lastenausgleichsbezo-gen finanzieren müssen.  Projekt: Neuordnung arbeitsmarktliche Integrationsmassnahmen Nachdem im Jahr 2015 von Seiten des VSEG-Vorstands eine Kostenplafonierung beschlossen wurde, mussten sich zu Be-ginn des Berichtsjahres 2016 einige Ge-meindewerke (Oltech, Netzwerk etc.) zuerst mit der neuen Kostensituation zurechtfin-den. Mit einer durch die CM-Stelle finan-zierten neuen Controlling-Stelle wurden im Verlaufe des Geschäftsjahres neue Leis-tungs-, Führungs- und Controllinginstru-mente erarbeitet und zusammen mit den Institutionen (Gemeindewerke) umgesetzt. Diese neuen Instrumente führten dazu, dass das Leistungsfeld „Arbeitsmarktliche Integrationsmassnahmen“ neu mit verein-heitlichte Qualitätsanforderungen und Tarif-abgeltungsstrukturen versehen wurden. Der Projektabschluss gegen Ende 2016 zeigte, dass sich sämtliche Programmanbieter mit den neuen Vorgaben identifizieren konnten und zudem die politisch angeprangerte An-zahl von privaten Programmanbietern von über 50 auf rund 15 reduziert werden konn-te. Neu werden ca. 70% der AMI-Program-me durch „unsere Gemeindewerke“ ange-boten. Die restlichen Spezialprogramme werden von ebenfalls akkreditieren privaten Organisationen angeboten. Die Umsetzung dieses Reformprojekts darf als voller Erfolg gewertet werden!       
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Projekt: Gemeinsame IT-Plattform für  die 14 Sozialregionen und das ASO – Projekt Campus Bereits seit einigen Jahren ist bekannt, dass die Fallführungs- und Abrechnungs-prozesse in den Sozialregionen und beim ASO sehr aufwändig und uneinheitlich ge-führt werden. Diese Situation führte dazu, dass das ASO sehr zeitaufwändige und zum Teil ineffiziente Abrechnungsprozesse führen musste. Gleichzeitig liess ebenfalls die Datenqualität mit den in den Sozialregi-onen geführten Fallführungsprogrammen teilweise zu wünschen übrig. Ein effektives und aussagekräftiges Controlling und Be-richtswesen wurden bis anhin verunmög-licht. Die VSEG-Geschäftsführung zusam-men mit der ASO-Leitung hat darum dieses notwendige und aus unserer Sicht zentrale Schlüsselprojekt im Jahr 2015 vorbereitet und nun im Berichtsjahr 2016 umgesetzt. Die Implementierung dieses neuen elektro-nischen und einheitlichen Fallführungs- und Abrechnungssystems hat die Sozialregio-nen und das ASO herausgefordert. Den-noch muss hier klar festgehalten werden, dass dieses neue IT-System schon längst überfällig war. Die neu in das Datensystem aufgenommene Datenqualität hat gezeigt, dass im Bereich der administrativen Fallfüh-rungsarbeiten grosser Handlungsbedarf bestand. Im Berichtsjahr 2016 wurden nun in sämtlichen 14 Sozialregionen einheitliche elektronische Fallführungs- und –abrech-nungssysteme umgesetzt, die kurz- und mittelfristig eine weitere Effizienz- und Qua-litätssteigerung ermöglichen werden. Das durch den VSEG einverlangte Campus-System mit dem Produkt Klib-Net gilt als Pionierwerk in der Schweiz und wird mit Si-cherheit Vorzeigecharakter im Bereich einer modernen Sozialhilfeführung und –admi-nistration vorweisen können.   

  Gesundheit/Alter/Soziales: Neue Spitex-konzeption im Kanton Solothurn Das Thema „Spitex“ beschäftigt den VSEG bereits seit einiger Zeit. Dies vor allem deswegen, da sich die Gemeinden auch in diesem Leistungsfeld mit stetigen Kosten-steigerungen konfrontiert sehen und die Einflussnahmemöglichkeiten scheinbar ge-ring sind. Ebenso ist die Umsetzung von bundesrechtlichen Vorschriften wie die Restkostenfinanzierung eine bereits länge-re Pendenz im Departement des Innern. Mit der bereits im Jahr 2015 aufgenommenen Diskussion zwischen VSEG und Kantona-len Spitexverband, ob das Leistungsfeld Spitex im Kanton Solothurn kantonalisiert werden soll, hat der VSEG bereits klar sig-nalisiert, dass im Kanton Solothurn eine scheinbar vom Fachverband gewünschte Kantonalisierung für die Gemeinden nicht zur Diskussion steht. Vielmehr sollen Leis-tungstransparenz und klare Leistungsvor-gaben (Grundpflegeangebot etc.) für die Spitexorganisationen (rund 30 von den Gemeinden dominierte Spitexorganisation im Kanton) geschaffen werden, welche ei-nerseits eine vergleichbare Leistungsanaly-se unter den „öffentlichen“ Spitexorganisa-tionen ermöglichen und andererseits ein stetiges Kostenwachstum verhindern sol-len. Erste Versuche, die nach bisherigen Spitex-Statistiken erfassten Daten ver-
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gleichbar zu machen, scheiterten mit der In-tervention des Spitexverbands. Die Spi-texzahlen seien einerseits vertraulich und auch nicht vergleichbar. Diese Situation hat den VSEG motiviert, zusammen mit dem ASO eine neue Spitex-Konzeption für den Kanton Solothurn zu entwerfen. Mittels ei-nes Muster-Leistungsauftrags, welcher die zum Teil längst fälligen Strukturanforderun-gen (Wegfall von Defizitgarantien, Ausbil-dungsverpflichtung, Definition eines klaren Grundleistungsangebots, Finanzierung der Wegpauschalen etc.) berücksichtigen soll-te, wurden die entsprechenden Projektar-beiten im VSEG aufgenommen. Das über-geordnete Ziel dieses Reformprojekts laute-te dahingehend, dass mit neuen maximalen Tarifstrukturen (Subjektfinanzierung) und der Festlegung eines vereinheitlichen Grundleistungsangebots gleichlange Spies-se für sämtliche „öffentlichen“ Spitexorgani-sationen geschaffen werden können. Mit einer durch das ASO durchgeführten ge-samtheitlichen Kostenanalyse bei sämtli-chen 30 Spitexorganisationen konnten nun die rechnerischen Grundlagen erarbeitet werden, damit eine neue Tarifstruktur mit maximalen Kostenansätzen, welche zu-künftig durch den Regierungsrat jährlich er-lassen wird, erlassen werden kann. Mit dem nun vorliegenden und mit dem Kantonalen Spitexverband ausgehandelten neuen Mus-ter-Leistungsauftrag konnten sämtliche an-stehenden Strukturpendenzen aufgenom-men bzw. bereinigt werden. Die abschlies-senden Verhandlungen und Genehmigun-gen finden im Jahr 2017 statt, damit die neue Spitex-Konzeption Kanton Solothurn auf den 1. Januar 2018 mit einer definierten Übergangsfrist in Kraft gesetzt werden kann. Auch in diesem Bereich hat der VSEG die wegweisende Führungsrolle übernommen, damit für die Gemeinden ein im immer wichtiger werdenden Leistungs-bereich Betreuung/Pflege steuerbares Leis-tungsgefäss zur Verfügung steht. Mit der Einführung der neuen Restkostenfinanzie-

rung (anstelle der Defizitgarantie) können auch die Forderungen der privaten Spitex-organisationen erfüllt werden, wonach die-se nach Bundesrecht ebenfalls Anrecht auf einen Restkostenfinanzierungsanteil bean-spruchen können. Sollte sich diese vom VSEG lancierte Neulösung nicht durchset-zen können, sind bereits angekündigte Rechtsstreitigkeiten absehbar. Die neue maximale Tarifstruktur hat zur Folge, dass mit dem ermittelten Medianwert rund 50% der bisherigen „öffentlichen“ Spitexorgani-sationen Struktur- und Leistungsanpassun-gen vornehmen müssen, damit die maxima-len Tarifstrukturen eingehalten werden können. Die Neukonzeption hat nebenbei zur Folge, dass gewisse Spezialleistungen zukünftig in Hub-Organisationen angeboten werden, die Zusammenarbeit mit den stati-onären Institutionen (Altersheime) gefördert wird und zudem für die Gemeinden markt-gerechte Spitexleistungen zur Verfügung stehen. Dies im Sinn gegen eine private Spitexkonkurrenz und vor allem für das neue Ziel „ambulant mit stationär“!      
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Asylwesen: Neue Migrationsströme für den Kanton Solothurn Bereits im Jahr 2015 zeichnete sich mit den Kriegskonflikten in Syrien und im Irak eine Flüchtlingswelle ab, die ganz Europa in Atem hielt. Die zum Teil unkontrollierten Flüchtlingsströme durch ganz Europa riefen den Bund, die Kantone und die Gemeinden auf, sich auf eine noch nie dagewesene Si-tuation vorzubereiten. Der Kanton Solo-thurn ging Anfangs des Berichtsjahres da-von aus, dass sich die im Herbst 2015 ab-zeichnende Flüchtlingswelle im Frühjahr 2016 noch weiter verstärken könnte. Dies hätte bedeutet, dass sich der Kanton wie aber auch die Gemeinden einerseits mit den Unterbringungsmöglichkeiten und vor allem mit den betreuungsmässigen Leis-tungen hätten auseinandersetzten müssen. Da diese für die Gemeinden neuen Heraus-forderungen kaum einschätzbar gewesen sind, hat sich der VSEG zusammen mit dem ASO dafür entschieden, regionale „Asylgipfel“ durchzuführen, damit die Ge-meinden und ihre Vertretungen auf ein Szenario mit einem grossen Flüchtlingsan-sturm vorbereitet werden konnten. Unter der Leitung des VSEG fanden im März 2016 drei Informationsveranstaltungen statt, die die zum Teil neuen Aufgaben auf Gemeindestufe jedoch vor allem die Not-fallorganisation aufzeigten. Die drei Infor-mationsveranstaltungen wurden von den Gemeindevertretern sehr gut besucht und grosses Interesse für diese mögliche aus-serordentliche Situation gezeigt. Mit der sehr guten Zusammenarbeit mit dem ASO und verschiedenen Standortgemeinden konnte erreicht werden, dass zu jeder Zeit genügend Unterbringsungsmöglichkeiten angeboten werden konnten. Die europäi-sche Politik (Türkei-Abkommen) und vor al-lem die damit verbundene Schliessung der Balkanroute hatten für die Schweiz und somit auch für den Kanton Solothurn zur Folge, dass die angekündigte Flüchtlings-

welle nicht so gross ausfiel, wie befürchtet wurde. Dennoch darf hier festgehalten wer-den, dass die sehr erspriessliche Zusam-menarbeit zwischen dem ASO, dem einge-setzten Sonder-Asyl-Stab sowie dem VSEG gezeigt hat, dass die Zusammenarbeit bes-tens funktionierte und man den Herausfor-derungen gewachsen gewesen wäre!     Neuordnung der SAGIF-Strukturen  Bereits seit einiger Zeit zeigt sich bei den Gemeinden ein Unmut bezüglich der SAGIF-Strukturen. Es bestünden nach wie vor zu viele Organisationen und vor allem nicht mehr die unbedingt bedürftigen Unter-stützungsorganisationen würden von den SAGIF-Beiträgen profitieren. Ebenso wird das Konstrukt SAGIF generell von Gemein-den kritisiert. Aus diesen und auch aus Spargründen haben in den vergangenen Jahren verschiedene – auch grössere Ge-meinden (Olten, Grenchen etc.) – den SAGIF-Beitrag gekündigt. Dies war mög-lich, da der Beitrag auf einer freiwilligen Ba-sis geleistet wurde.  Gestützt auf diesen Sachverhalt hin, hat sich der VSEG den bisherigen SAGIF-
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Strukturen angenommen und eine Grund-satzdiskussion geführt. Der VSEG-Vorstand ist zur Überzeugung gelangt, dass das bis-herige SAGIF-Konstrukt ausgedient hat und mit einer neuen Organisation ersetzt wer-den muss. Der VSEG-Vorstand unterstützt grundsätzlich die Idee eines gemeinsamen Einzugs eines Sozial-Beitrages der Ge-meinden. Dies mit der Begründung, dass unterstützungswürdige Institutionen nicht ein aufwändiges Beitragswesen betreiben müssen und die Gemeinden sich mit ver-schiedensten Beitragsgesuchen herum-schlagen müssen. Der VSEG möchte je-doch die Beitragszusprechung nicht den In-stitutionen selber überlassen, sondern mit-tels einem transparenten Zuweisungssys-tem diejenigen Institutionen unterstützen, die eine ergänzende flächendeckende Dienstleistung im Sozialbereich anbieten können. Institutionen mit millionenschweren Eigenkapitalien sollen nicht mehr in den Genuss von Gemeindebeiträgen kommen. Der VSEG hat beschlossen, dem Verein SAGIF zu empfehlen, sich aufzulösen und dem VSEG als Nachfolgeorganisation die Regelung der Sozialbeiträge zu überlassen. Der Verein SAGIF hat sich auf Empfehlung des VSEG per 31.12.2016 aufgelöst. Neu werden die durch Regierungsratsbeschluss verordneten Beiträge (Suchthilfe, Kinderspi-tex, Verein Ehe-, Lebensberatung) durch die VSEG-Geschäftsstelle eingefordert und verteilt. Im Jahr 2017 soll die VSEG-Generalversammlung über ein neues Bei-tragskonzept befinden können.   CM-Stelle – Neuausrichtung  Die CM-Stelle (Case-Management) der Gemeinden ist nun fast 10jährig und wird aufgrund von verschiedenen sich verän-dernden Rahmenbedingungen im Bereich der Interinstitutionellen Zusammenarbeit (IIZ) analysiert. Die zuständige CM-Verwaltungskommission zusammen mit 

dem ASO haben im Verlaufe des Berichts-jahres 2016 die notwendigen Grundsatzdis-kussionen für eine mögliche notwendige strukturelle Anpassung lanciert. Die Er-kenntnisse aus den letzten Jahren haben gezeigt, dass sich das Umfeld im Bereich des Case-Managements doch erheblich verändert hat und die seinerzeitigen Ziel-setzungen (Verhinderung des Drehtüren-Effekts für Klienten mit einer Mehrfachprob-lematik) teilweise nicht mehr mit den aktuel-len Gegebenheiten übereinstimmen. Eben-so haben der Kanton und seine Institutio-nen in den vergangenen Jahren parallel zu unserer Case-Management-Stelle im Be-reich der Berufsbildung und auch im IV-Bereich eigene CM-Stellen aufgebaut. In der Tendenz sollen die Kräfte für die Hauptzielsetzung, nämlich die Wiederein-gliederung in den ersten Arbeitsmarkt, mög-lichst konzentriert und vor allem koordiniert erfolgen können.     Departement für Bildung und  Kultur Auch in diesem Departement konnte die Zusammenarbeit weiter vertieft werden. Regierungsrat und Amtsleitung zeigen sich für die Anliegen und die Interessen der Gemeinden sehr offen. Nachdem Regie-rungsrat Remo Ankli weiterhin klar bestätigt hat, dass auch er weiter am Konsoldie-rungskurs festhalten will, haben sich die Hauptzielsetzungen des VSEG schon fast erfüllt. Der VSEG wie auch die Gemeinden sind klar daran interessiert, dass nach den reformwütigen Jahren die notwendige Kon-solidierungsphase weitergeführt wird und die Strukturen im Bildungsbereich gefestigt werden können. Konsolidierung heisst je-doch nicht Stillstand. Auch im Berichtsjahr haben sich der VSEG, das VSA und das 
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DBK mit verschiedensten Themenberei-chen beschäftigt.  Vor allem in den Bereichen der Speziellen Förderung (definitive Einführung), der Ein-führung des Lehrplans 21 sowie im Bereich der Neuordnung der Finanzierung der Son-derschulen hat sich der VSEG stark enga-giert.  Neuordnung Finanzierung der Sonder-schulen/Sonderpädagogik Die VSEG-Geschäftsführung hat das DBK/VSA im Jahr 2015 mit der Erarbeitung eines Zustandsberichts der Sonderschulen beauftragt. Daraus soll für den VSEG-Vorstand erkenntlich werden, welcher Re-formbedarf angezeigt ist, nachdem sich die Kostensituation im Sonderschulbereich für einige Gemeinden ins Unerträgliche entwi-ckelt hat. Das noch relativ junge Gesetz aus dem Jahr 2008 zur Finanzierung der Sonderschule besagt, dass es sich hierbei um ein kantonales Leistungsfeld handelt. Die Gemeinden partizipieren mit einem Kostenbeitrag von Fr. 2‘000.00/Monat pro Schüler. Sie regeln einen kommunalen Las-tenausgleich. Dieses relativ neue Gesetz wurde jedoch nur im Bereich der Kostenbe-teiligung in Kraft gesetzt. Der Lastenaus-gleich wurde nie geregelt.  Zur Klärung dieser unbefriedigenden Aus-gangslage hat der Regierungsrat eine ent-sprechende Projektkommission beauftragt, welche während dem Berichtsjahr 2016 ei-nen entsprechenden Analysenbericht erar-beiten und zudem Vorschläge für eine Neuordnung der Finanzierung der Sonder-schulen vorschlagen soll. Die eingesetzte Projektkommission hat sich während dem gesamten Berichtsjahr intensiv mit der sehr komplexen Materie im Bereich der Sonder-schulen auseinandergesetzt. Bereits früh zeichnete sich in den Analysenergebnissen ab, dass im Bereich der Sonderschulen ei-

niges nicht nach „Wunsch“ oder eben viel-mehr nach den konzeptionellen Vorgaben läuft. Heute verursacht das kantonalen Leistungsfeld rund 90 Mio. Franken an Kos-ten. Von diesem Betrag leisten die Ge-meinden fast 1/5 der Betriebskosten in Form von Gemeindebeiträgen. Viel wichti-ger als diese Beitragszahl ist jedoch, dass die Zuweisungspraktiken von Sonderschü-lern in geeignete Institutionen bzw. die An-ordnung von Massnahmen nicht immer wunsch- bzw. zielgemäss erfolgen. Etliche verhaltensauffällige Kinder, welche heute lediglich mit sonderpädagogischen Mass-nahmen betraut werden müssten, werden aufgrund einer zum Teil unerklärlichen Zu-weisungspraxis in langjährige Sonderschul-aufenthalte überwiesen. Ziel wäre es je-doch, dass solche verhaltensauffälligen Kinder mit kurzen intensiven sonderpäda-gogischen Massnahmen unterstützt wür-den, damit eine möglichst rasche Rückfüh-rung in den Regelschulbetrieb erfolgen könnte. Diese aus Sicht der Gemeinden falsche Zuweisungspraxis sowie falsch initi-ierte Leistungsangebote in den Sonder-schulheimen liessen die Kosten in den ver-gangenen Jahren explodieren. Die Ge-meinden konnten im Falle eines Sonder-schul-Settings nur noch die Rechnung vi-sieren und bezahlen, ohne dass überhaupt ein Mitspracherecht gewährt wurde. Alle diese erhärteten Erkenntnisse haben die Projektkommission dazu bewogen, eine gesamtheitliche Neukonzeption der Finan-zierung der Sonderschulen vorzuschlagen. Die Gemeinden sollen aus der Finanzver-pflichtung im Bereich der Sonderschulen komplett entlassen werden. Der Kanton muss die Zuweisungspraxis von Sonder-schülern komplett verändern und die Leis-tungsaufträge mit den Sonderschulanbie-tern neu auf eine bedarfsgerechte Situation hin aushandeln. Mit dieser notwendigen strikten Aufgabentrennung soll einerseits die Entlastung der Gemeinden um rund 20 Mio. Franken pro Jahr ermöglicht und der 
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Kanton nicht unbedingt zusätzlich belastet werden. Die Neuordnung der Finanzierung der Sonderschulen erfolgt jedoch primär im Interesse des Kindes, dass dieses nämlich mit den richtigen und zielführenden Son-derschulmassnahmen betraut werden kann. Es steht klar nicht das Auslastungsinteres-se der Sonderschulen im Fokus!     Definitive Einführung der Speziellen Förderung Der Kantonsrat hat die Regierung damit beauftragt, die Erfahrungen mit der Speziel-len Förderung zu evaluieren und in einem Bericht aufzuzeigen, welche allfälligen strukturellen Anpassungen vorgenommen werden müssen, damit im Schuljahr 2018 der definitiven Einführung der Speziellen Förderung im Kanton Solothurn zugestimmt werden kann. Der Regierungsrat hat da-raufhin eine strategische Begleitkommissi-on eingesetzt, welche sich nun während dem Berichtsjahr 2016 – unter Beizug von Fachpersonen aus der Praxis – sehr inten-siv mit den strukturellen, pädagogischen und finanziellen Zielen der Speziellen För-derung auseinandergesetzt hat. Das VSA hat zusammen mit den Vertretern des VSEG und im Speziellen mit den Vertretern des Verbands der Schuleiter des Kantons Solothurn (VSLSO) die notwendigen 

Grundlagen erarbeitet, damit der Kantons-rat der definitiven Einführung zustimmen kann. Wichtig ist, dass im Bereich der Re-gionalen Kleinklassen (RKK) sowie in der Pensenpool-Struktur gewisse Anpassungen vorzunehmen sind, damit die Spezielle För-derung im Kanton Solothurn einerseits flä-chendeckend und andererseits noch zielge-richteter im Jahr 2018 definitiv eingeführt werden kann. Der Schlussbericht wird im 1. Semester 2017 definitiv vorliegen und dem Regierungsrat zur Diskussion vorgelegt werden können.    Bau- und Justizdepartement Im Bereich des BJD standen in diesem Jahr relativ wenige aber nicht unbedeutende Geschäfte zur Behandlung an:  Projekt: Gesamtüberprüfung Kantonaler Richtplan Im Zuge der durchgeführten öffentlichen Auflage zum neuen Kantonalen Richtplan durfte der VSEG mit Genugtuung feststel-len, dass sich der Regierungsrat bereiter-klärt hat, das Bevölkerungswachstum auf „gross“ umzustellen, damit einerseits ein weiteres Entwicklungspotenzial im Kanton Solothurn vorhanden ist und andererseits auch weniger Auszonungen vorgenommen werden müssen. Dies war eines der zentra-len Anliegen des VSEG für den neuen kan-tonalen Richtplan. Die übrigen Forderungen des VSEG nach einer übergeordneten neu-en Verkehrsstrategie im Kanton Solothurn sowie einer damit kombinierten neuen Wirt-schaftspolitik konnten auch im Auflage-exemplar nicht erkannt werden. Aus diesen Gründen hat sich der VSEG, welcher übri-gens für das Einspracheverfahren nicht mehr legitimiert ist, nochmals eingehend mit dem Richtplan befasst und für die Ge-
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meinden eine entsprechende Einsprache-grundlage erarbeitet.  Sanierung der Schiessanlagen – Kos-tenbeteiligung durch die Gemeinden Der VSEG sah sich im Geschäftsjahr plötz-lich damit konfrontiert, dass die Gemeinden rund 30 Mio. Franken an die Sanierung der Schiessanlagen zu leisten hätten. Im Kan-ton Solothurn sind 229 Schiessanlagen be-kannt und im Kataster der belasteten Standorte eingetragen. Davon sind 143 An-lagen noch in Betrieb, 86 stillgelegt. Die Verteilung der einzelnen Schiessanlagen innerhalb des Kantons ist hingegen sehr in-homogen. Vor allem ländliche, teilweise fi-nanzschwache Gemeinden besitzen oft mehrere Anlagen. Aufgrund einer Kosten-schätzung des AfU betragen die Kosten für die Sanierung aller Anlagen im Kanton So-lothurn rund 70 Millionen Franken. Der Bund beteiligt sich über den VASA-Fonds mit 20 Millionen Franken an diesen Kosten. Rund 50 Millionen Franken müssen durch die Verursacher der Belastungen oder an-derweitig finanziert werden. Der VSEG-Vorstand hat sich an mehreren Sitzungen eingehend mit dieser Thematik befasst und ist zum Schluss gelangt, dass der vom Regierungsrat vorgeschlagene Kostenteiler von Seiten der Gemeinden nicht akzeptiert werden kann. Mit einem verbandsinternen Gutachten konnte zudem erwirkt werden, dass sich die Rechtsabtei-lung der Bau- und Justizdirektion nochmals mit den rechtlichen Belangen dieses Ge-schäfts befassen musste.  Am Ende des Berichtsjahres durfte festge-stellt werden, dass sich nach der Interventi-on des VSEG hier scheinbar eine Lösung abzeichnen könnte, die vom VSEG mitge-tragen werden könnte. Die notwendige Sa-nierung der Schiessanlagen soll durch den Bund, den Kanton und via jährliche Beiträ-

ge der Gemeinden in den Altlasten-Fonds finanziert werden können. Damit könnte er-reicht werden, dass die Gemeinden in ei-nem erheblichen Mass entlastet werden können. Die definitiven Beschlüsse für die-sen neuen Finanzierungsbeschluss stehen im Jahr 2017 an.     Projekt: Neue Verkehrsfinanzierung Kan-ton Solothurn Im Berichtsjahr 2016 wurde es sichtlich still um die geplante neue Verkehrsfinanzierung im Kanton Solothurn. Nachdem sich die eingesetzte Arbeitsgruppe für eine klare Strategie zur alleinigen Finanzierung der kantonalen Verkehrsinfrastruktur durch den Kanton ausgesprochen hatte, machte der Regierungsrat eine Kehrtwende. Die Ent-lastung der Gemeinden im Bereich der Ver-kehrsfinanzierung um rund 6-8 Mio. Fran-ken jährlich können nur im Rahmen einer Gegenfinanzierung erfolgen. Diese Kehrtwende akzeptiert der VSEG nicht und wird sich im Rahmen der parla-mentarischen Behandlung dementspre-chend einbringen. Die neue Verkehrsfinan-zierungsstrategie ist so aufgebaut, dass der Kanton mit den entsprechenden Massnah-men den Ersatz bzw. den Unterhalt der Strassen grundsätzlich selbst finanzieren kann. Die Gemeinden sollen nur noch bei Neubauprojekten beteiligt werden können! 
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Neuregelung der Feuerungskontrolle (AfU) Die sich abzeichnenden Veränderungen im Marktgebiet der Kaminfegermeister sowie auch die Veränderungen bezüglich der technischen Anforderungen haben auch Auswirkungen auf die Feuerungskontrolle. Die bisherige Feuerungskontrolle im Kanton Solothurn gilt als umständlich und nicht mehr zeitgemäss. Aus diesen Gründen ha-ben der VSEG, das Amt für Umwelt sowie der Hauseigentümerverband vorgesehen, eine Neuregelung der Feuerungskontrolle – auch im Zusammenhang mit der Aufhebung des Kaminfegermonopols – umzusetzen. Neu sollen die bisherigen Gemeinde-Feuerungskontrollen aufgehoben und der Liegenschaftsbesitzer mit der Verantwor-tung zur Durchführung der Feuerungskon-trolle betraut werden. Heute werden die Kontrollarbeiten in vielen Fällen durch den Gemeinde-Feuerungskontrolleur, den Ka-minfegermeister oder auch durch Service-Techniker durchgeführt. Neu soll lediglich ein Fachmann für diese Arbeiten durch den Liegenschaftsbesitzer betraut werden. Die hoheitliche Kontrolle obliegt anschliessend beim Amt für Umwelt via neuer Web-Lösung. Diejenigen Gemeinden, welche noch Gemeinde-Feuerungskontrolleure eingestellt haben, können von einer Über-gangsfrist profitieren.     Volkswirtschaftsdepartement Die Zusammenarbeit mit dem Volkswirt-schaftsdepartement – vor allem mit dem AGEM – gestaltet sich gut. Für die aktive Unterstützung im Bereich der Einführung von HRM2 und der Umsetzung des neuen Finanzausgleichs möchte der VSEG bes-tens danken. Mit den übrigen Ämtern der Volkswirt-schaftsdirektion (AMB, AWA) besteht aus 

Sicht des VSEG noch Verbesserungs- bzw. Abstimmungsbedarf. Gerade im Bereich von Vernehmlassungen muss das VWD-Departementssekretariat eine tiefere Ab-sprache mit dem VSEG eingehen, ansons-ten die notwendigen Gesetzesrevisionen kaum erfolgreich umgesetzt werden kön-nen.  Projekt: Revision Zivilschutzverord-nung / Paritätischer Ausgleich Die Revision der Zivilschutzverordnung musste aufgrund der nach wie vor offenste-henden paritätischen Ausgleichsregelung der Zivilschutzkosten blockiert werden. So-lange für den VSEG keine akzeptierbare Ausgleichsregelung (ca. 1.8 Mio. Franken z.G. der Gemeinden) vorliegt, kann auch die Zivilschutzverordnung nicht neu revi-diert werden. Die vom Amt für Militär- und Bevölkerungsschutz in Auftrag gegebene externe Studie zur Untersuchung der Kos-tenparität hat einerseits aufgezeigt, dass die ausgewiesene Unparität zu Lasten der Gemeinden rechtens ist und andererseits ein relativ grosser Reformbedarf im gesam-ten Abrechnungssystem des AMB besteht. Das AMB konnte sich bis dato nicht durch-ringen, hier einen konsensfähigen Vor-schlag zum Ausgleich der Zivilschutzkos-ten-Parität vorzuschlagen. Der VSEG wird die Revision der Zivilschutz-Verordnung so-lange politisch blockieren, bis hier eine Lö-sung auf dem Tisch liegt!    Finanzdepartement  Projekt: Unternehmenssteuerreform USR III Die Unternehmenssteuerreform III hat den VSEG während dem gesamten Geschäfts-jahr 2016 intensiv beansprucht. Nachdem National- und Ständerat die gesetzgeberi-
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schen Vorgaben beschlossen hatten, wurde das Referendum ergriffen. Dies hatte zur Folge, dass die Umsetzung der USR III dem Stimmvolk im Jahr 2017 zur Genehmi-gung vorgelegt werden musste. Die politi-sche Ausgangslage auf Bundesebene sah vor, dass die von der OECD verordnete Steuerreform möglichst rasch und zwin-gend umzusetzen sei, damit in der Schweiz möglichst rasch wieder Rechtssicherheit herrschen würde. Diese Ausgangslage hat der Regierungsrat anfangs Jahr zum An-lass genommen – nachdem der VSEG be-reits im vergangenen Jahr die Erarbeitung einer Umsetzungsstrategie verlangt hatte – eine entsprechende Projektgruppe einzu-setzen. Diese Projektgruppe wurde beauf-tragt zu prüfen, welche Konsequenzen die Umsetzung einer USR III-Strategie auf den Kanton und die Gemeinden haben würde. Nachdem sich der Regierungsrat nicht dazu ermutigen liess, eine solothurnische USR III-Strategie zu erlassen, wurde eine Um-setzungskonzeption auf der Basis von schweizerischen Vergleichskantonen ange-stellt. Diese USR III-Strategie hätte zur Fol-ge gehabt, dass einerseits die von den eid-genössischen Räten beschlossenen Vor-gaben hätten berücksichtigt und anderer-seits eine Vorwärtsstrategie im Kanton So-lothurn hätte umgesetzt werden können. Die daraus resultierenden Steuerminder-einnahmen von rund 130 Mio. Franken (An-teil Gemeinden 70 Mio.) hätten grossmehr-heitlich durch den Kanton getragen werden müssen.  Der VSEG setzte sich mit Vehemenz dafür ein, dass einerseits eine attraktive Steuer-politik umgesetzt werden könnte und ande-rerseits der Kanton, welcher übrigens mit den neuen eidg. Finanzausgleichszahlen sowie mit den zusätzlichen Abschöpfungen aus den Nationalbankgewinnen rund 100 Mio. Franken Mehrerträge generiert hat, diese im Jahr 2019 anfallenden Steuerer-tragsausfälle selbst kompensieren würde.  

Nachdem sich der Regierungsrat erst im Oktober 2016 für eine äusserst progressive USR III-Strategie durchringen konnte und zudem immer von Seiten des Kantons be-klagt wurde, dass er nur den Anteil der aus-fallenden Kantonssteuern tragen könne, hat sich auch bei den Gemeinden plötzlich Wi-derstand aufgebaut. Dieser Widerstand war primär darauf zurückzuführen, dass der In-halt dieser Vorlage nicht transparent und klar genug auf die Stufe der Gemeinden transportiert werden konnte. Zudem war es für viele Gemeinden nicht klar, mit welchen Ausgleichszahlungen sie rechnen könnten, sofern die USR III im Februar 2017 ange-nommen würde. Diese beiden Faktoren ha-ben dazu geführt, dass je näher der Ab-stimmungstermin auf die Gemeinden zu-kam, umso mehr Verunsicherung und Wi-derstand entstand. Fazit: Die Abstim-mungsvorlage wurde im Februar 2017 ab-gelehnt. Der National- und Ständerat sind nun gefordert, möglichst rasch eine refe-rendumsfähige Vorlage auszuarbeiten. Der Kanton Solothurn – zusammen mit den Gemeinden – wird anschliessend oder eben zeitgleich gefordert sein, seine kanto-nale neue Unternehmenssteuerpoltik zu de-finieren. Allfällige Steuerentlastungen wer-den also mit der kantonalen Steuervorlage beschlossen!     
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Gesamtarbeitsvertragskommissi-on (GAKVO)  Erfolge für die Gemeinden! Die GAVKO wäre aus Sicht des VSEG eine der wichtigsten Kommissionen im gesam-ten Tätigkeitsbereich. Dies vor allem des-wegen, da in dieser Kommission grundle-gende Geschäfte im Besoldungs- und An-stellungsbereich der Volkschullehrerschaft ausgehandelt werden.  Im Berichtsjahr konnte erwirkt werden, dass die Strukturen der GAVKO gemäss einem politischen Auftrag einerseits Beachtung fanden und andererseits nun überprüft wer-den müssen. Nachdem sich die Regierung zu dieser Problematik eher negativ geäus-sert hat bzw. keinen Veränderungsbedarf erkannte, ist der VSEG nun gespannt, wel-che Strukturreform hier angedacht wird. Dank dem Engagement des VSEG-Geschäftsführers konnten im Berichtsjahr dennoch einige Highlights aus Arbeitgeber-sicht realisiert werden. Einerseits konnte die Lohnstufenanstiegskurve des gesamten Staatspersonals (inkl. Lehrerschaft) geglät-tet werden. Somit kann erreicht werden, dass das Staatspersonal nicht mehr so schnell das Lohn-Maximum erreicht und andererseits können dadurch pro Jahr rund 4 Mio. Franken eingespart werden. Und als zweiten Erfolg darf die Arbeitgeberseite die Einführung der „Änderungskündigung“ zur Kenntnis nehmen. Mit dieser neuen Ände-rungskündigung wird es dem Kanton erst-malig ermöglicht, Kantonsangestellte im Rahmen von notwendigen Umstrukturie-rungsmassnahmen entschädigungslos (oh-ne Abgangsentschädigung) aus dem Dienst zu entlassen.    

Grundsatzentscheid zum Dienstalters-geschenk Die Stadt Solothurn, unterstützt vom VSEG und dem VGSo, stellte sich auf den Stand-punkt, dass allfällig vorhandene kommunale Regelungen über das Dienstaltersgeschenk für Volksschullehrpersonen auch nach Ein-führung des GAV noch Geltung haben und anstelle der GAV-Regelung zur Anwendung gelangen. Diese Rechtsauffassung wurde von der GAV-Kommission (Arbeitnehmer-seite) abgelehnt. Sie beharrte auf Ungültig-keit der kommunalen Regelungen und auf die volle Anwendung des GAV. Auch eine von einer Arbeitsgruppe des Kantonalen Personalamts unter Mitarbeit von Vertretern der Stadt Solothurn und der involvierten Verbände erarbeitete neue Regelung zur Lösung dieses Problems wurde von der GAV-Arbeitnehmerseite abgelehnt. Eine Lehrperson, unterstützt durch den Verband Lehrerinnen und Lehrer Solothurn (LSO) suchte darauf den Rechtsweg gegen die Stadt Solothurn mittels verwaltungsrechtli-cher Klage beim Verwaltungsgericht. Es wurde die Ausrichtung des höheren Dienst-altersgeschenks nach der Regelung des GAV beantragt. Das Verwaltungsgericht kam zum Schluss, dass die Gemeinden auf diesem Gebiet nach wie vor eigene gesetz-liche Regelungen treffen können und wies die Klage in diesem Punkt ab. Weil die Stadt Solothurn aber keine eigene Rege-lung über die Anrechnung von Dienstjahren besass, kam diejenige des Kantons zur Anwendung. Nach Praxis des Erziehungs-departements werden bei Lehrpersonen – im Gegensatz zu den übrigen Staatsange-stellten - für die Berechnung der Dienstjah-re auch solche bei anderen Gemeinden an-gerechnet. Deshalb wurde der Lehrperson ein Dienstaltersgeschenk nach der Rege-lung der Stadt Solothurn zugesprochen, obwohl sie auch nach dem Urteil des Ver-waltungsgerichts bei der Stadt Solothurn selber nicht 25 Jahre arbeitete. 
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Tätigkeitsbericht VSEG 1. Verband Im Geschäftsjahr 2016 durfte der VSEG seine alljährliche und ordentliche General-versammlung in Hägendorf durchführen. Der VSEG möchte in diesem Zusammen-hang der durchführenden Gemeinde Hä-gendorf für die grossartige Unterstützung zu dieser GV bestens danken.   2. Vorstand Der Vorstand wurde im Berichtsjahr auf-grund der vielfältigen und gewichtigen Ge-schäfte zu 10 ordentlichen Vorstandssit-zungen einberufen. Ausserdem informierte der Verband regelmässig mit 10 VSEG-Newslettern und mit spezifischen Informati-onsbulletins. An diesen 10 Sitzungen behandelte der Vorstand insgesamt 117 (91) Traktanden. Die Geschäftslast hat somit auch in diesem Jahr wieder um rund 20% zugenommen. Neben den in den departementalen Ausfüh-rungen erwähnten Geschäften befasste sich der Vorstand weiter mit folgenden Themen:  
• Neukalibrierung der Pflegestufen (RAI-RUG) 
• Neuorganisation des Kaminfegerwe-sens im Kanton Solothurn 
• Neophyten – Kommunales Bekämp-fungskonzept 
• Präsentation des Neubauwerks KEBAG Enova 
• Neuordnung Regiestrierung von Hun-dehaltern (AMICUS) 
• Gemeinde-Umfrage „Feuerwehr-Organisationen“ 

• Ergänzungsleistungen für Familien – definitive Einführung 
• Resolution zur Pflegefinanzierung 
• Familienergänzende Kinderbetreuung für den Vorschulbereich 
• Volksinitiative „Finanzielle Unterstüt-zung von Tagesstätten für betagte Menschen“ 
• Armutsbekämpfung und –prävention im Kanton Solothurn 
• Einführung der neuen Asyl-Entschädigungspauschale 
• Planung Kantonale Asylstrukturen und Umverteilung 
• Digitalisierung der Katasterschätzung 
• Deutschförderung vor dem Kindergar-ten – Projektskizze 
• Änderung des Sozialgesetzes (Daten-austausch) 
• Lastenverteilung in der sozialen Si-cherheit zwischen EG und Kt. 
• Vernehmlassung: Änderung Bundesge-setz über die Gleichstlelung von Frau und Mann 
• Vernehmlassung: Gesetz über den tie-fen Untergrund und Bodenschätze (GUB) 
• Vernehmlassung: Änderung des Ge-setzes über die Gebäudeversicherung, Brandverhütung, Feuerwehr und Ele-mentarschadenhilfe 
• Vernehmlassung: Teilrevision Stras-sengesetz 
• Vernehmlassung: Verselbständigung der Pensionskasse Kt. SO und Erweite-rung des Kreises der Versicherten 
• Vernehmlassung: Gesetz über die amt-lichen Publikationsorgane 
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• Vernehmlassung: Teilrevision der Ver-ordnung über den Bevölkerungsschutz und den Zivilschutz 
• Vernehmlassung: Teilrevision des Energiegesetzes 
• Vernehmlassung: Änderung des Ge-setzes über Wasser, Boden und Abfall (GWBA) 
• Vernehmlassung: Ausbildungsverpflich-tung in Spitälern, Heimen und bei der Spitex 
• Vernehmlassung: Revision des Bürger-rechtsgesetzes  Die Auflistung dieser Geschäfts- und Ver-nehmlassungsvorlagen zeigt eine enorme Themenvielfalt. Genau diese Vielseitigkeit macht die Arbeit im VSEG-Vorstand inte-ressant aber auch sehr anspruchsvoll.  3. Personelles Während dem Berichtsjahr musste der VSEG-Vorstand drei Demissionen zur Kenntnis nehmen: 
• Rücktritt als Vorstandsmitglied von Markus Sieber, Gemeindepräsident Lohn-Ammannsegg, per 31. Mai 2016. Die Demission erfolgte aus gesundheit-lichen Gründen. Er vertrat den VSEG in der Kommission Finanz-/Lastenaus-gleich (FILAKO), in der Arbeitsgruppe Sozialgesetz sowie in der Begleitkom-mission USR III. Markus Sieber war ein sehr engagierter und langer Wegge-fährte des VSEG und setzte sich sehr stark für die Gemein-deinteressen ein. Der VSEG dankt Markus Sieber für sein langjähriges Engagement und wünscht ihm für die Zukunft alles Gute und gute Gesundheit!  Die Nachfolge von Markus Sieber trat 

per 1. Juni 2016 Herr Stefan Berger, Gemeindepräsident Aeschi, an.  
• Rücktritt als Vorstandsmitglied von Phi-lippe Weber, Gemeindepräsident See-wen, per 31. Mai 2016. Die Demission erfolgte im Zusammenhang mit der Demission als Gemeindepräsident. Im Speziellen engagierte sich Philippe Weber in verschiedenen Arbeitsgrup-pen. Der VSEG dankt Phillippe Weber für sein Engagement zu Gunsten der Gemeinden und wünscht ihm alles Gu-te für die Zukunft.  Die Nachfolge von Philippe Weber trat per 1. Juni 2016 Frau Karin Kälin Neu-ner-Jehle, Gemeindepräsidentin Ro-dersdorf, an.  
• Die langjährige Presseverantwortliche, Frau Anita Panzer, trat auf den 31. Au-gust 2016 aus beruflichen Gründen zu-rück. Anita Panzer hat die Wirkung des VSEG in den vergangenen Jahren stark mitgepräft. Der VSEG dankt ihr recht herzlich für ihr Engagement zu Gunsten der Gemeinden. Wir wünschen ihr für die berufliche und politische Zukunft al-les Gute und viel Erfolg!  Die Redaktionsarbeiten (Medienmittei-lung, Newsletter etc.) werden neu durch die Geschäftsführung ausgeübt.  4. Geschäftsleitung Die Geschäftsleitung trat lediglich im Rah-men der jährlichen Aussprache mit dem Gesamt-Regierungsrat zusammen.  5. Geschäftsstelle In der Berichtsperiode wurden durch die Geschäftsstelle 1‘388 Stunden (2014 = 
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1‘247 h) abgerechnet, was leistungsmässig heute einem Pensum von rund 75% ent-spricht. Darin sind die Protokollierungsar-beiten nicht enthalten. Diese wurden auch im Berichtsjahr wiederum durch Frau Da-niela Urfer erledigt. Die wichtigsten Arbeiten der Geschäfts-stelle veränderten sich gegenüber dem Vor-jahr wiederum erheblich. Der Geschäftsfüh-rer ist in 34 (30) VSEG-Institutionen (Kom-missionen, Arbeitsgruppen etc.) tätig. Hier ein kleiner Auszug davon: 
• GAV-Kommission inkl. GAV-Arbeits-gruppen 
• KESB-Begleitkommission 
• Finanz-/Lastenausgleichskommission 
• GERES-Berechtigungsausschuss 
• Paritätische Kommission Aufgabenre-form 
• Paritätische Kommission Zivilschutz-kosten 
• Paritätische technische und strategi-sche Begleitgruppe USR III 
• Strategischer Beirat Gewaltprävention 
• Verkehrskoordinationskommission 
• Steuerungsausschuss E-Government 
• Strategische Begleitgruppe Spezielle Förderung 2014-2018 
• Kommission Asyl-On 
• Arbeitsgruppe Neuregelung Finanzie-rung Sonderschulen 
• Arbeitsgruppe Neuregelung Kranken-taggeld 
• Arbeitsgruppe EL-Verteilschlüssel 
• Arbeitsgruppe neue Verkehrsfinanzie-rung 
• usw. 

Der Geschäftsführer hat während dem Be-richtsjahr an 285 (281) Sitzungen/Bespre-chungen teilgenommen. Anfragen aus den Gemeinden betrafen wiederum u.a. folgende Bereiche: 
• Gemeindeorganisationsfragen 
• Personalrechtliche Fragestellungen 
• Umsetzungsarbeiten zum neuen Wirt-schafts- und Arbeitsgesetz 
• Erstberatungen i.S. Sozialreformen 
• Beratung und Koordination von Konflikt-lösungen im Bereich Schülerpauscha-len 
• etc.  Neu wird von der Geschäftsstelle ebenfalls das Beitragsinkasso für die Sozialbeiträge (ehemals SAGIF) umgesetzt. Im Berichts-jahr wurden die dafür notwendigen Umset-zungsarbeiten mit der bisherigen Inkasso-stelle vollzogen. Neu bzw. ab 1. Januar 2017 werden durch den VSEG rund 5 Mio. Franken an Beiträgen für die Suchthilfe, die Kinderspitex sowie für die Leistungen des Vereins Ehe- und Lebensberatung bei den Gemeinden eingezogen und anschliessend an die Institutionen ausbezahlt.  6. Rechnung 2016 Die Jahresrechnung 2016 schliesst mit ei-nem Aufwandüberschuss von Fr. 32‘668.00 ab. Der ausgewiesene Aufwandüberschuss kann problemlos mit dem bestehenden Ei-genkapital aufgefangen werden. Das Ver-bandsvermögen beträgt per 31. Dezember 2016 Fr. 110‘513.60. Die Abweichungen gegenüber dem Voran-schlag werden mit der Mehrbelastung der Vorstandstätigkeit und der Geschäftsstelle begründet. Ebenso nahmen die Aufwen-dungen im Informationswesen (Newsletter, 
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Standpunkte etc.) sowie die Versand- und Druckkosten aufgrund des regen Informati-onsaustausches mit den Einwohnerge-meinden zu.  7. Budget 2017 und Jahresbeitrag 2018 Das Budget 2017 dürfte sich aufgrund der aktuellen Geschäftslast (Sozialreformpro-jekte und andere weitreichende Reformpro-jekte, Unternehmenssteuerreform etc.) aufwandmässig in etwa die Waage mit dem Berichtsjahr halten. Das Budget 2017 resul-tiert mit einem Aufwandüberschuss von Fr. 19‘200.00. Die im Jahr 2015 durch die Generalver-sammlung beschlossene Beitragserhöhung auf 90 Rappen/pro Einwohner wird so be-lassen. Mit dem ausgewiesenen Aufwand-überschuss kann der Einwohnerbeitrag somit auch für das Jahr 2018 so belassen werden, da dieser nach wie vor durch das Eigenkapital gedeckt ist.  8. Ausblick Im Jahr 2017 wird der VSEG gefordert sein, die Neuauflage der Steuerreform 17 zusam-men mit dem Kanton zu erarbeiten. Gleich-zeitig stehen mit der Neuordnung der Finan-zierung der Sonderschulen sowie der Neu-ordnung der Verkehrsfinanzierung für die Gemeinden gewichtige Vorlagen an. Mit den nun im Jahr 2016 zum Teil vorbereiteten Vor-lagen wird der VSEG im Jahr 2017 stark mit politischen Auseinandersetzung im Regie-rungsrat wie auch im Kantonsparlament be-schäftigt sein. Als weiteren Meilenstein darf mit Sicherheit die Neue Spitexkonzeption im Kanton Solothurn eingestuft werden. Mit die-sem Projekt ein zukunftweisendes Geschäft auf ganz neue Schienen gelegt!   

Der VSEG und somit der Vorstand wie auch die Geschäftsführung werden gefor-dert sein, die für die Gemeinden strategisch wichtigen Reformgeschäfte inhaltlich und zeitrichtig aktiv zu steuern. Der VSEG wird auch im kommenden Ge-schäftsjahr bestrebt sein, seine wichtige Rolle im Kanton Solothurn spürbar auszu-führen und die Interessen im Gesamtwohl aller Einwohnergemeinden im Kanton Solo-thurn wahrzunehmen. Mit Sicherheit wird sich die politische Aus-einandersetzung auch in Zukunft weiter ak-zentuieren. Damit der VSEG diese Heraus-forderungen zu seinen Gunsten gestalten kann, bedarf es einer weiterhin engen Zu-sammenarbeit zwischen den Gemeinden, den Fachverbänden und den politischen Parteien. In diesem Sinne ist nochmals zu erwähnen, dass der VSEG und somit die Gemeinden nur mit einem gemeinsamen und geschlossenen Auftreten stark sind! Der VSEG dankt allen Personen und Insti-tutionen, mit denen er im Berichtsjahr kon-struktiv zusammenarbeiten durfte. Mit dem Verband des Gemeindepersonals des Kan-tons Solothurn (VGSo), der CM-Stelle, dem Bürgergemeinden und Waldeigentümer Verband Kanton Solothurn (BWSo) und auch mit dem Regierungsrat und den Amts-stellen war die Teamarbeit grösstenteils vorbildlich. Vielen Dank dafür! Obergerlafingen, 17. April 2017/BLUM  Verband Solothurner Einwohnergemeinden 


